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308 Rechtsverordnung  über die Bildung von 

Schuleinzugsbereichen für die Grundschulen 
der Stadt Lage vom 15.05.2014 

 
Aufgrund des § 84 Abs. 1 des Schulgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 15.02.2005 (GV.NRW.S. 102) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. November 2012 
(GV.NRW. S. 514) und der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe 
f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NRW S. 666) in der z. Zt. gültigen Fassung wird durch 
Beschluss des Rates der Stadt Lage vom 15.05.2014 fol-
gende Rechtsverordnung erlassen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Für jede Grundschule bzw. jeden Haupt- bzw. Teilstandort 
einer Grundschule in Lage wird ein Schuleinzugsbereich 
gebildet. 
 

§ 2 
Abgrenzung der Schuleinzugsbereiche 

 
Die räumlichen Abgrenzungen der Schuleinzugsbereiche 
ergeben sich aus dem dieser Rechtsverordnung als deren 
Bestandteil beigefügten „Verzeichnis über die Schulein-
zugsbereiche für die Grundschulen der Stadt Lage“. 
 

§ 3 
Neue Straßen 

 
Sofern neue Straßen in Lage entstehen, werden diese je-
weils dem Schuleinzugsbereich der Stadt Lage zugeordnet, 
dessen Straßen die neue Straße umgeben. 
 

§ 4 
Änderung von Straßennamen 

 
Sofern Straßennamen geändert werden, treten die neuen 
Straßenbezeichnungen nach ihrer Bekanntmachung an die 
Stelle der bisherigen Straßennamen. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft; sie ist anzuwenden auf die Schüle-
rinnen und Schüler, die ab dem Schuljahr 2015/16 einge-
schult werden. 
 
Lage, d. 15.05.2014 
 
Stadt Lage  
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



590 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Alte Hansestadt Lemgo 
 
309 Bekanntmachung des Ergebnisses der Rats-

wahl der Alten Hansestadt Lemgo am 
25.05.2014 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 591 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



592 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 593 
 

 

 
310 Bebauungsplan Nr. 61 26 01.53 “Quartier ’La-

gesche Straße’ Süd“  
 hier: Beschluss über eine 2. erneute verkürzte 

öffentliche Auslegung 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Stadt Lemgo hat in seinen öffentlichen Sitzungen 
am 20.05.2014 folgendes beschlossen, den Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 01.53 „Quartier Lagesche Straße 
Süd“ zum zweiten Mal erneut verkürzt öffentlich auszule-
gen, da sich nach der förmlichen Offenlage und der ersten 
erneuten Offenlage noch Änderungen ergeben haben.  
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 4a 
Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 3 Abs. 
 2 BauGB in der zurzeit geltenden Fassung bekannt ge-
macht, dass der o. g. Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
01.53  “Quartier Lagesche Straße Süd“ in der Zeit vom 
 
18. Juni 2014 bis einschl. 04.07.2014 
 
in der Abteilung Stadtplanung der Stadt Lemgo, 
Heustr. 36 - 38, an der Aushangfläche gegenüber Zi.-Nr. 
203 montags bis freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr, sowie 
montags bis donnerstags von 14.00 bis 16.00 Uhr bzw. 
donnerstags bis 17.00 Uhr zu jedermanns Einsichtnahme 
öffentlich aushängt. 
 
Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 
   Im Norden von der ‘Lageschen Straße’, 
   im Osten vom ‘Bahnhofsplatz’, 
   im Süden von den Bahnanlagen und 
   im Westen vom ‘Trophagener Weg’. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
Für die genauen Grenzen des Plangebietes sind die Gren-
zeintragungen im Bebauungsplan verbindlich. 
 
Das Aufstellungsverfahren wird gemäß § 13a BauGB im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. 
 
Während der zweiten erneuten verkürzten öffentlichen Aus-
legung kann sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung unterrichten und sich während der Ausle-
gungsfrist zur Planung äußern. 
Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
01.53 „Quartier Lagesche Straße Süd“ können schriftlich 
an die Alte Hansestadt Lemgo, Der Bürgermeister, Stadt-
planung, 32655 Lemgo, oder zur Niederschrift in der Abtei-
lung Stadtplanung, Heustr. 36 - 38, Zimmer 204, Lemgo, 
vorgebracht werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan als Satzung unberücksichtigt bleiben. 
 
Zusätzlich kann der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
01.53 „Quartier Lagesche Straße Süd“ unter  
http://www.o-sp.de/lemgo/plan/beteiligung.php 
im Internet eingesehen werden. Auch dort kann eine Stel-
lungnahme abgegeben werden. 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird gem. § 4a Abs. 3 BauGB bestimmt, dass Stel-
lungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten 
Teilen abgegeben werden können.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs.2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der erneuten öffentlichen Auslegung nicht oder ver-
spätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können.  
 
Lemgo, den 02.06.2014 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
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Stadt Lügde 
 
311 Feststellung des Jahresabschlusses 2012 und 

des Lageberichtes sowie Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat in seiner Sitzung vom 
28.04.2014 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV. NRW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
von Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon GmbH                 
geprüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht inklusive 
Anhang festgestellt und den Bürgermeistern uneinge-
schränkte Entlastung erteilt. 
 
Bilanz zum 31.12.2012 
AKTIVA 
 
A. Anlagevermögen 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände        70.282,92 
II. Sachanlagen 
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen    11.766.905,57 
b) Ackerland      1.175.942,00 
c) Wald, Forsten      5.069.235,40 
d) sonstige unbebaute Grundstücke   1.447.587,00 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen   2.252.177,00 
b) Schulen    13.088.448,63 
c) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Be- 
triebsgebäuden    10.298.571,16 
3. Infrastrukturvermögen 
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen   5.681.596,00 
b) Brücken und Tunnel     1.337.832,00 
c) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti- 
gungsanlagen    21.271.089,76  
d) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen   26.885.946,93 
e) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen   6.728.820,68 
4. Bauten auf fremden Grund und Boden      777.254,00 
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler                13.225,00 
6. Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge      1.231.112,00 
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung      729.783,99 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau   1.590.172,75 
III. Finanzanlagen 
1. Beteiligungen           68.195,85 
2. Sondervermögen                  0,00 
3. Wertpapiere des Anlagevermögens      405.134,11 
4. Sonstige Ausleihungen          12.451,84 
B. Umlaufvermögen 
I. Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren      907.017,32 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 
a) Gebühren         314.169,58 
b) Beiträge         137.393,07 
c) Steuern         214.633,06 
d) Transferleistungen          49.001,25 
e) sonstige öffentlich-rechtl. Forderungen          5.271,05 
2. Privatrechtliche Forderungen 
a) gegenüber dem privaten Bereich       286.146,18 
b) gegenüber dem öffentlichen Bereich      270.241,00 
c) gegen verbundene Sondervermögen                 0,00 

 
3. Sonstige Vermögensgegenstände        72.641,54 
III. Liquide Mittel      2.230.937,58 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten        15.992,96 
Summe AKTIVA               116.405.209,18 
 
PASSIVA 
A. Eigenkapital      
I. Allgemeine Rücklage   40.291.523,49 
II. Ausgleichsrücklage     2.858.051,46 
III. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag      -    364.805,89 
B. Sonderposten 
I. für Zuwendungen   38.124.886,28 
II. für Beiträge      7.269.852,74 
III. für den Gebührenausgleich           3.347,57 
C. Rückstellungen 
I. Pensionsrückstellungen     4.282.021,00 
II. Instandhaltungsrückstellungen    3.396.650,00 
III. Sonstige Rückstellungen    2.508.651,28 
D. Verbindlichkeiten 
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
1. vom privaten Kreditmarkt  13.945.830,11 
II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui- 
ditätssicherung                    0,00 
III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen         682.913,53 
IV. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen      108.110,61 
V. Erhaltene Anzahlungen     1.969.480,30 
VI. Sonstige Verbindlichkeiten       254.063,25 
E. Passive Rechnungsabgrenzungsposten   1.074.633,45 
Summe PASSIVA              116.405.209,18 
 
Gesamtergebnisrechnung 2012 
        Ertrags- / Aufwandarten                            in € 
 
+ Steuern und ähnliche Abgaben  8.225.595,50 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 7.081.756,59 
+ Sonstige Transfererträge       47.935,79 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 4.033.620,11 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte    397.688,41 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen    153.127,58 
+ Sonstige ordentliche Erträge     918.959,06 
+ Aktivierte Eigenleistungen                  113.565,34 
+/- Bestandsveränderungen   0,00 
= Ordentliche Erträge               20.972.248,38 
- Personalaufwendungen                 4.034.516,00 
- Versorgungsaufwendungen      191.409,69 
- Aufwendungen f. Sach- u. Dienstleitungen  3.531.748,03 
- Bilanzielle Abschreibungen   3.129.042,55 
- Transferaufwendungen    7.917.209,39 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen  1.993.691,53 
= Ordentliche Aufwendungen              20.797.617,19 
= Ordentliches Ergebnis       174.631,19 
+ Finanzerträge          16.344,12 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen     555.781,20 
= Finanzergebnis                   - 539.437,08 
= Ergebnis aus lauf. Verwaltungstätigkeit       - 364.805,89 
+ Außerordentliche Erträge   0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen   0,00 
= Außerordentliches Ergebnis   0,00 
= Jahresergebnis               - 364.805,89 
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         Gesamtfinanzrechnung 2012 
       Ein- / Auszahlungsarten                          in € 
 
+Steuern und ähnliche Abgaben    8.176.870,75 
+Zuwendungen und allgemeine Umlagen   5.650.501,06 
+Sonstige Transfereinzahlungen         47.935,79 
+Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte   3.970.021,13 
+Privatrechtliche Leistungsentgelte       395.187,15 
+Kostenerstattungen, Kostenumlagen      154.361,10 
+Sonstige Einzahlungen        636.427,82 
+Zinsen und ähnliche Finanzeinzahlungen        16.437,12 
=Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 19.047.741,92 
-Personalauszahlungen    3.961.511,63 
-Versorgungsauszahlungen      336.247,14 
-Auszahlungen für Sach- u. Dienstleitungen  3.264.259,63 
-Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen     552.637,86 
-Transferauszahlungen    7.822.697,08 
-Sonstige Auszahlungen    2.374.948,09 
=Auszahlungen a. lfd. Verwaltungstätigkeit  18.312.301,43 
=Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit      735.440,49 
+Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen  1.440.271,31 
+Einzahlungen a. Veräußerung Sachanlagen     38.641,02 
+Einzahlungen a. Veräußerung Finanzanlagen           0,00 
+Einzahlungen a. Beiträgen u. ä. Entgelten       52.508,46 
=Einzahlungen a. Investitionstätigkeit  1.531.420,79 
-Auszahlungen f. Erwerb von Grundstücken 
und Gebäuden            1.525,00 
-Auszahlungen f. Baumaßnahmen   2.137.079,71 
-Auszahlungen f. Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen        305.293,92 
-Auszahlungen für Erwerb von Finanzanlagen  0,00 
-Auszahlungen v. aktivierbaren  
Zuwendungen              33.402,59 
-Sonstige Investitionsauszahlungen    0,00 
=Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  2.477.301,22 
=Saldo der Investitionstätigkeit                -  945.880,43 
=Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag             -  210.439,94 
+Aufnahme und Rückflüsse von Darlehn  2.103.800,00 
+Aufnahme Kredite zur Liquiditätssicherung   0,00 
-Tilgung von Krediten für Investitionen  1.447.709,55 
-Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung  0,00 
=Saldo der Finanzierungstätigkeit                   656.090,45 
=Änderung d. Bestandes eigene  
Finanzmittel          445.650,51 
+Anfangsbestand an Finanzmittel    1.785.287,07 
=Liquide Mittel      2.230.937,58 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Lügde 
über den Jahresabschluss 2012 und den Lagebericht so-
wie die Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. § 
96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2012 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht und dem Anhang bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus Lügde, 
Am Markt 1, Zimmer 19, während der nachfolgenden 
Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
dienstags und mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Lügde, den 23.05.2014 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
 
 
 
312 Bekanntgabe der Ergebnisse des Jahresab-

schlusses 2010 und des Lageberichtes sowie 
Entlastung des Bürgermeisters 

 
Die Stadt Lügde nutzte bei der Erstellung des Jahresab-
schlusses 2010 das besondere Recht nach Artikel 8 § 4 
NKF-Weiterentwicklungsgesetz (NKFWG). Demnach kann  
der Jahresabschluss 2010 in der vom Bürgermeister bestä-
tigten Entwurfsfassung der Anzeige des Jahresabschlus-
ses 2011 gegenüber der Aufsichtsbörde beigefügt werden. 
 
Der in der vom Bürgermeister bestätigten Entwurfsfassung  
vorgelegte Jahresabschluss 2010 hat der Rechnungsprü-
fungsausschuss unter Zuhilfenahme der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Curacon GmbH nochmals mit einer prü-
ferischen Durchsicht versehen. Gegenüber der ursprüngli-
chen Entwurfsfassung wurden keine Korrekturen vorge-
nommen. 
 
Der Rat der Stadt Lügde hat nun in seiner Sitzung vom 
28.04.2014 den vom Bürgermeister vorgelegten Jahresab-
schluss nochmals bestätigt. Dem Bürgermeister wurde für 
das Jahr 2010 eine uneingeschränkte Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2010 wurde gegenüber der Auf-
sichtsbehörde mit dem Jahresabschluss 2011 angezeigt.  
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Bilanz zum 31.12.2010 
AKTIVA 
 
A. Anlagevermögen 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände          9.159,00 
II. Sachanlagen 
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen    10.268.202,00 
b) Ackerland      1.178.285,00 
c) Wald, Forsten      5.066.669,40 
d) sonstige unbebaute Grundstücke   1.457.200,00 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen   2.400.757,00 
b) Schulen    13.563.494,00 
c) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Be- 
triebsgebäuden      9.945.224,00 
3. Infrastrukturvermögen 
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen   5.641.687,00 
b) Brücken und Tunnel     1.097.437,00 
c) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti- 
gungsanlagen    20.252.590,25  
d) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen   28.022.631,00 
e) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen   6.819.794,45 
4. Bauten auf fremden Grund und Boden      845.912,00 
5. Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge         989.202,00 
6. Betriebs- und Geschäftsausstattung      747.573,00 
7. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau   1.922.900,00 
III. Finanzanlagen 
1. Beteiligungen          63.195,85 
2. Sondervermögen                  0,00 
3. Wertpapiere des Anlagevermögens      351.713,68 
4. Sonstige Ausleihungen          16.051,84 
B. Umlaufvermögen 
I. Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren      951.491,05 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 
a) Gebühren         216.026,14 
b) Beiträge         152.637,95 
c) Steuern           88.942,68 
d) Transferleistungen        336.872,62 
e) sonstige öffentlich-rechtl. Forderungen        56.879,69 
2. Privatrechtliche Forderungen 
a) gegenüber dem privaten Bereich       119.575,22 
b) gegenüber dem öffentlichen Bereich                 0,00 
c) gegen verbundene Sondervermögen                 0,00 
3. Sonstige Vermögensgegenstände      138.685,11 
III. Liquide Mittel      1.346.882,64 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten        30.980,57 
Summe AKTIVA               114.098.652,14 
 
PASSIVA 
A. Eigenkapital      
I. Allgemeine Rücklage   41.568.735,85 
II. Ausgleichsrücklage     3.548.441,06 
III. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag   -  954.696,64 
B. Sonderposten 
I. für Zuwendungen   34.913.947,14 
II. für Beiträge      7.627.595,00 
III. für den Gebührenausgleich                  0,00 
C. Rückstellungen 
I. Pensionsrückstellungen     4.469.291,00 
II. Instandhaltungsrückstellungen    3.643.350,00 
III. Sonstige Rückstellungen    2.478.604,64 

 
D. Verbindlichkeiten 
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
1. vom privaten Kreditmarkt  11.551.168,84 
II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui- 
ditätssicherung                    0,00 
III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen         884.414,59 
IV. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen        51.961,02 
V. Erhaltene Anzahlungen     2.993.105,07 
VI. Sonstige Verbindlichkeiten       343.099,60 
E. Passive Rechnungsabgrenzungsposten      979.634,97 
Summe PASSIVA              114.098.652,14 
 
Gesamtergebnisrechnung 2010 
        Ertrags- / Aufwandarten                            in € 
 
+ Steuern und ähnliche Abgaben  6.424.475,72 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 6.637.415,16 
+ Sonstige Transfererträge       26.002,14 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.945.310,68 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte    423.000,94 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen    206.262,44 
+ Sonstige ordentliche Erträge  1.547.369,39 
+ Aktivierte Eigenleistungen     152.341,56 
+/- Bestandsveränderungen   0,00 
= Ordentliche Erträge               19.362.178,03 
- Personalaufwendungen    3.826.615,53 
- Versorgungsaufwendungen      267.758,14 
- Aufwendungen f. Sach- u. Dienstleitungen  3.440.124,67 
- Bilanzielle Abschreibungen   2.930.820,22 
- Transferaufwendungen    7.308.347,20 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen  2.002.967,71 
= Ordentliche Aufwendungen              19.776.633,47 
= Ordentliches Ergebnis     - 414.455,44 
+ Finanzerträge          27.119,53 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen     567.360,73 
= Finanzergebnis                   - 540.241,20 
= Ergebnis der lauf. Verwaltungstätigkeit  -  954.696,64 
+ Außerordentliche Erträge                 0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen   0,00 
= Außerordentliches Ergebnis   0,00 
= Jahresergebnis   -  954.696,64 
 
Gesamtfinanzrechnung 2010 
       Ein- / Auszahlungsarten                               in € 
 
+Steuern und ähnliche Abgaben    6.377.059,44 
+Zuwendungen und allgemeine Umlagen   5.371.151,90 
+Sonstige Transfereinzahlungen         26.002,14 
+Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte   4.270.556,78 
+Privatrechtliche Leistungsentgelte       419.592,79 
+Kostenerstattungen, Kostenumlagen      191.751,68 
+Sonstige Einzahlungen        607.407,83 
+Zinsen und ähnliche Finanzeinzahlungen        30.004,12 
 
=Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 17.293.526,68 
-Personalauszahlungen    3.761.409,72 
-Versorgungsauszahlungen      296.574,83 
-Auszahlungen für Sach- u. Dienstleitungen  3.119.251,98 
-Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen     567.372,57 
-Transferauszahlungen    7.153.561,85 
-Sonstige Auszahlungen    2.347.322,84 
=Auszahlungen a. lfd. Verwaltungstätigkeit  17.245.493,79 
=Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit        48.032,89 
+Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen  1.800.595,73 
+Einzahlungen a. Veräußerung Sachanlagen     39.353,80 
+Einzahlungen a. Veräußerung Finanzanlagen           0,00 
+Einzahlungen a. Beiträgen u. ä. Entgelten     113.226,07 
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=Einzahlungen a. Investitionstätigkeit  1.953.175,60 
 
-Auszahlungen f. Erwerb von Grundstücken 
und Gebäuden          89.932,58 
-Auszahlungen f. Baumaßnahmen   2.628.294,24 
-Auszahlungen f. Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen        493.479,19 
-Auszahlungen für Erwerb von Finanzanlagen  0,00 
-Auszahlungen v. aktivierbaren  
Zuwendungen              78.908,84 
-Sonstige Investitionsauszahlungen    0,00 
=Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  3.290.614,85 
=Saldo der Investitionstätigkeit              - 1.337.439,25 
=Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag           - 1.289.406,36 
+Aufnahme und Rückflüsse von Darlehn         8.444,98 
+Aufnahme Kredite zur Liquiditätssicherung   0,00 
-Tilgung von Krediten für Investitionen     530.387,93 
-Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung  0,00 
=Saldo der Finanzierungstätigkeit     -521.942,95 
=Änderung d. Bestandes eigene  
Finanzmittel     -1.811.349,31 
+Anfangsbestand an Finanzmittel   3.158.231,95 
=Liquide Mittel     1.346.882,64 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Lügde 
zum Jahresabschluss 2010 und den Lagebericht sowie die 
Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. § 96 Ab-
satz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2010 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht und dem Anhang bis zur Feststellung des Jahres-
abschlusses des Jahres 2013 zur Einsichtnahme im Rat-
haus Lügde, Am Markt 1, Zimmer 19, während der nach-
folgenden Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
dienstags und mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Lügde, den   23.05.2014 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
313 Feststellung des Jahresabschlusses 2011 und 

des Lageberichtes sowie Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat in seiner Sitzung vom 
28.04.2014 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV. NRW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
von Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon GmbH                 
geprüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht inklusive 
Anhang festgestellt und den Bürgermeistern uneinge-
schränkte Entlastung erteilt. 
 
Bilanz zum 31.12.2011 
AKTIVA 
 
A. Anlagevermögen 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände        71.299,53 
II. Sachanlagen 
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen    11.933.868,20 
b) Ackerland      1.175.942,00 
c) Wald, Forsten      5.066.669,40 
d) sonstige unbebaute Grundstücke   1.447.587,00 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen   2.326.575,00 
b) Schulen    13.298.992,00 
c) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Be- 
triebsgebäuden      9.684.487,16 
3. Infrastrukturvermögen 
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen   5.641.057,00 
b) Brücken und Tunnel     1.191.913,00 
c) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti- 
gungsanlagen    21.104.187,88  
d) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen   27.661.885,83 
e) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen   6.796.929,91 
4. Bauten auf fremden Grund und Boden      811.584,00 
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler                12.032,00 
6. Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge      1.210.277,00 
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung      772.334,99 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau   1.394.844,24 
III. Finanzanlagen 
1. Beteiligungen          63.195,85 
2. Sondervermögen                  0,00 
3. Wertpapiere des Anlagevermögens      378.200,23 
4. Sonstige Ausleihungen          12.251,84 
B. Umlaufvermögen 
I. Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren      901.457,41 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 
a) Gebühren         232.811,52 
b) Beiträge         174.113,38 
c) Steuern         102.586,77 
d) Transferleistungen        136.494,71 
e) sonstige öffentlich-rechtl. Forderungen          4.940,07 
2. Privatrechtliche Forderungen 
a) gegenüber dem privaten Bereich         34.744,50 
b) gegenüber dem öffentlichen Bereich      269.708,00 
c) gegen verbundene Sondervermögen                 0,00 
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3. Sonstige Vermögensgegenstände      126.536,16 
III. Liquide Mittel      1.785.287,07 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten        59.220,79 
Summe AKTIVA               115.884.014,44 
 
PASSIVA 
A. Eigenkapital      
I. Allgemeine Rücklage   41.568.735,85 
II. Ausgleichsrücklage     2.593.744,42 
III. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag      -  1.012.905,32 
B. Sonderposten 
I. für Zuwendungen   37.529.052,48 
II. für Beiträge      7.476.631,04 
III. für den Gebührenausgleich         29.741,58 
C. Rückstellungen 
I. Pensionsrückstellungen     4.467.242,00 
II. Instandhaltungsrückstellungen    3.361.150,00 
III. Sonstige Rückstellungen    2.483.552,23 
D. Verbindlichkeiten 
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
1. vom privaten Kreditmarkt  13.293.548,24 
II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui- 
ditätssicherung                    0,00 
III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen         688.039,40 
IV. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen        41.999,49 
V. Erhaltene Anzahlungen     2.114.117,80 
VI. Sonstige Verbindlichkeiten       232.181,80 
E. Passive Rechnungsabgrenzungsposten   1.017.183,43 
Summe PASSIVA              115.884.014,44 
 
Gesamtergebnisrechnung 2011 
        Ertrags- / Aufwandarten                            in € 
 
+ Steuern und ähnliche Abgaben  7.345.839,00 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 6.066.811,84 
+ Sonstige Transfererträge       28.824,96 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 4.006.694,39 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte    392.759,49 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen    163.623,44 
+ Sonstige ordentliche Erträge  1.259.192,62 
+ Aktivierte Eigenleistungen       89.742,57 
+/- Bestandsveränderungen   0,00 
= Ordentliche Erträge               19.353.488,31 
- Personalaufwendungen                 3.885.025,79 
- Versorgungsaufwendungen      320.662,28 
- Aufwendungen f. Sach- u. Dienstleitungen  3.076.500,82 
- Bilanzielle Abschreibungen   3.023.784,97 
- Transferaufwendungen    7.478.337,37 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen  2.060.400,13 
= Ordentliche Aufwendungen              19.844.711,36 
= Ordentliches Ergebnis     - 491.223,05 
+ Finanzerträge          27.584,86 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen     549.267,13 
= Finanzergebnis                   - 521.682,27 
= Ergebnis der lauf. Verwaltungstätigkeit     - 1.012.905,32 
+ Außerordentliche Erträge   0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen   0,00 
= Außerordentliches Ergebnis   0,00 
= Jahresergebnis             -  1.012.905,32 
 
         Gesamtfinanzrechnung 2011 
       Ein- / Auszahlungsarten                          in € 
 
+Steuern und ähnliche Abgaben    7.296.702,11 
+Zuwendungen und allgemeine Umlagen   4.898.552,88 
+Sonstige Transfereinzahlungen         28.824,96 
+Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte   3.869.951,11 

 
+Privatrechtliche Leistungsentgelte       391.211,91 
+Kostenerstattungen, Kostenumlagen      184.127,01 
+Sonstige Einzahlungen        616.287,50 
+Zinsen und ähnliche Finanzeinzahlungen        27.491,86 
=Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 17.313.149,34 
-Personalauszahlungen    3.803.785,73 
-Versorgungsauszahlungen      178.964,56 
-Auszahlungen für Sach- u. Dienstleitungen  3.303.550,06 
-Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen     549.250,54 
-Transferauszahlungen    7.545.793,74 
-Sonstige Auszahlungen    2.142.424,62 
=Auszahlungen a. lfd. Verwaltungstätigkeit  17.523.769,25 
=Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit    - 210.619,91 
+Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen  2.164.354,16 
+Einzahlungen a. Veräußerung Sachanlagen     75.755,06 
+Einzahlungen a. Veräußerung Finanzanlagen           0,00 
+Einzahlungen a. Beiträgen u. ä. Entgelten       47.173,66 
=Einzahlungen a. Investitionstätigkeit  2.287.282,88 
-Auszahlungen f. Erwerb von Grundstücken 
und Gebäuden          35.479,62 
-Auszahlungen f. Baumaßnahmen   2.674.402,62 
-Auszahlungen f. Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen        527.119,93 
-Auszahlungen für Erwerb von Finanzanlagen  0,00 
-Auszahlungen v. aktivierbaren  
Zuwendungen            147.443,63 
-Sonstige Investitionsauszahlungen    0,00 
=Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  3.384.445,80 
=Saldo der Investitionstätigkeit              - 1.097.162,92 
=Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag           - 1.307.782,83 
+Aufnahme und Rückflüsse von Darlehn  2.267.400,00 
+Aufnahme Kredite zur Liquiditätssicherung   0,00 
-Tilgung von Krediten für Investitionen     521.212,74 
-Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung  0,00 
=Saldo der Finanzierungstätigkeit                 1.746.187,26 
=Änderung d. Bestandes eigene  
Finanzmittel          438.404,43 
+Anfangsbestand an Finanzmittel    1.346.882,64 
=Liquide Mittel      1.785.287,07 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Lügde 
über den Jahresabschluss 2011 und den Lagebericht so-
wie die Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. § 
96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2011 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht und dem Anhang bis zur Feststellung des Jahres-
abschlusses 2013 zur Einsichtnahme im Rathaus Lügde, 
Am Markt 1, Zimmer 19, während der nachfolgenden 
Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
dienstags und mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Lügde, den 23.05.2014 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
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314 Hauptsatzung der Stadt Lügde vom 28.05.2014 
 
Aufgrund von § 7 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 41 
Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 in der zur 
Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Lügde in sei-
ner Sitzung am 28. April 2014 folgende Neufassung der 
Hauptsatzung beschlossen: 
 
§ 1 Name, Bezeichnung, Gebiet 
 
Die Stadt Lügde besteht seit dem 1. Januar 1970. Sie wur-
de gemäß Gesetz zur Neugliederung des Kreises Detmold 
vom 2. Dezember 1969 (GV. NW. S. 799 ff.) durch Zu-
sammenschluss der früher selbständigen Stadt Lügde mit 
den Gemeinden Harzberg, Elbrinxen, Falkenhagen, Hum-
mersen, Köterberg, Niese, Rischenau, Sabbenhausen und 
Wör-derfeld gebildet. 
 
Die Stadt Lügde führt mit Genehmigung des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 20.Juli 2012 zum Städtenamen die amtliche 
Zusatzbezeichnung „Stadt der Osterräder“. 
 
§ 2 Wappen, Siegel, Banner und Flagge 
 
Der Stadt Lügde ist mit Urkunde des Regierungs-
präsidenten in Detmold vom 18. Januar 1971 das Recht 
zur Führung von Wappen, Siegel, Banner und Flagge mit 
folgender Beschreibung verliehen worden. Beschreibun-
gen: 
 
- Wappen: 
Im gespalteten Schild vorn in Silber (Weiß) über einer roten 
fünfblättrigen Rose mit goldenem (gelbem) Butzen ein ro-
tes Ankerkreuz, hinten in Blau ein silberner Schlüssel mit 
dem Bart rechts und oben. 
 
- Siegel: 
Umschrift oben – Stadt – 
Umschrift unten – Lügde – 
Siegelbild – Wappenschild, in dem der Inhalt des Stadt-
wappens in Umrissen wiedergegeben ist. 
 
- Banner: 
Von Blau und Rot längs gestreift mit dem Wappenschild 
der Stadt oberhalb der Mitte. 
 
- Flagge: 
Von Blau und Rot längs gestreift mit dem von der Mitte zur 
Stange verschobenen Wappenschild der Stadt. 
 
§ 3 Einteilung des Gemeindegebietes in Ortschaf-
ten 
 
(1) Das Gebiet der Stadt wird in folgende Ortschaften ein-
geteilt: 
 
Elbrinxen, Falkenhagen, Harzberg, Hummersen, Köter-
berg, Lügde, Niese, Rischenau, Sabbenhausen und Wör-
derfeld. Die Grenzen der Ortschaften stimmen mit dem je-
weiligen Gemeindegebiet der früher selbständigen Ge-
meinden überein. 
 
 
 
 

 
Die durch das Gesetz zu dem 1. Staatsvertrag zwischen 
dem Lande Niedersachsen und dem Lande Nord-rhein-
Westfalen über Änderungen der gemeinsamen Landes-
grenze (1. Grenzänderungsvertrag Niedersachen/ Nord-
rhein-Westfalen) vom 16. Juli 1971 (GV. NW. vom 27. Juli 
1971 S. 199) mit Wirkung vom 1. Oktober 1971 in die Stadt 
Lügde eingegliederten Flächen der Gemeinde Baar-
sen/Niedersachsen werden dem Ortsteil Sabbenhausen 
zugeordnet. 
 
(2) Für jede Ortschaft wird vom Rat ein Ortsbürgermeister* 
gewählt. Die Wahl erfolgt für die Dauer der Wahlzeit des 
Rates. Der Ortsbürgermeister muss in der Ortschaft, für die 
er bestellt wird, wohnen und dem Rat angehören oder an-
gehören können. Der Bürgermeister und seine Stellvertre-
ter sollen nicht zum Ortsbürgermeister gewählt werden. 
 
(3) Der Ortsbürgermeister hat die Belange seiner Ortschaft 
gegenüber dem Rat wahrzunehmen. Im Rahmen dieser 
Aufgabe ist er jederzeit berechtigt und verpflichtet, Wün-
sche, Anregungen und Beschwerden aus seiner Ortschaft 
aufzugreifen und an den Rat oder an den für die Entschei-
dung der Angelegenheiten zuständigen Ausschuss weiter-
zuleiten. Der Rat bzw. der Ausschuss sollen den Ortsbür-
germeister vor der Entscheidung über Angelegenheiten, 
die Belange der Ortschaft berühren, hören. Die Anhörung 
kann sowohl schriftlich als auch mündlich erfolgen. Sie soll 
mündlich erfolgen, wenn der Ortsbürgermeister in einer 
Angelegenheit dem Rat Wünsche, Anregungen oder Be-
schwerden vorgetragen hat. 
 
(4) Zur Abgeltung der ihnen durch die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben entstehenden Aufwände erhalten die Ortsbür-
germeister eine monatliche Aufwandsentschädigung ge-
mäß § 3 Abs. 2 der jeweils geltenden Entschädigungsver-
ordnung, gestaffelt nach Einwohnerzahlen. 
 
Daneben steht den Ortsbürgermeistern Ersatz des Ver-
dienstausfalles nach Maßgabe des § 39 Abs. 7 i.V.m. § 45 
Abs. 1 GO zu. 
 
(5) Der Bürgermeister ist berechtigt, den Ortsbürgermeister 
in geeigneten Fällen für den Bereich seiner Ortschaft mit 
der Wahrnehmung repräsentativer Aufgaben und Verpflich-
tungen zu beauftragen. 
 
*Mit Beschluss des Rates der Stadt Lügde vom 28.04.2008 
ist festgelegt, dass die Ortsvorsteher gemäß § 39 Absatz 2 
Gemeindeordnung ab sofort die Bezeichnung „Ortsbürger-
meister/in“ führen. 
 
§ 3 a Bezeichnung von Gemeindeteilen in Perso-
nenstandsbüchern und –urkunden 
 
Für die Bezeichnung in Personenstandsbüchern und –
urkunden werden für die Stadt folgende Gemeindeteilbe-
zeichnungen festgelegt: 
• Lügde 
• Lügde, Ortsteil Köterberg 
• Lügde, Ortsteil Elbrinxen 
• Lügde, Ortsteil Niese 
• Lügde, Ortsteil Falkenhagen 
• Lügde, Ortsteil Rischenau 
• Lügde, Ortsteil Harzberg 
• Lügde, Ortsteil Sabbenhausen 
• Lügde, Ortsteil Hummersen 
• Lügde, Ortsteil Wörderfeld. 
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§ 4 Gleichstellung von Frau und Mann 
 
(1) Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige 
Gleichstellungsbeauftragte und eine Stellvertreterin der 
Gleichstellungsbeauftragten für den Aufgabenbereich der 
§§ 17, 18, 19 Abs. 1 LGG. 
 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben 
und Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Belange von 
Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberech-
tigung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer 
gleichberechtigten Stellung in der Gesellschaft haben. 
 
(3) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbe-
auftragte über geplante Maßnahmen gem. Abs. 2 recht-
zeitig und umfassend. 
 
§ 5 Unterrichtung der Einwohner 
 
(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame 
Angelegenheiten der Stadt zu unterrichten. Die Unterrich-
tung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und 
Weise der Unterrichtung (z.B. Hinweis in der örtlichen 
Presse, öffentliche Anschläge, schriftliche Unterrichtung 
aller Haushalte, Durchführung besonderer Informations-
veranstaltungen, Abhaltung von Einwohnerversammlun-
gen) entscheidet der Rat von Fall zu Fall. 
 
(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfin-
den, wenn es sich um Planungen oder Vorhaben der Stadt 
handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittel-
bar und nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen 
Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern verbunden 
sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des 
Stadtgebietes beschränkt werden. 
 
(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerver-
sammlung beschlossen, so setzt der Bürgermeister Zeit 
und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner 
durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Ge-
schäftsordnung für die Einberufung des Rates festgelegten 
Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bürgermeister 
führt den Vorsitz in der Versammlung.  
 
(4) Zu Beginn der Versammlung unterrichtet der Bürger-
meister die Einwohner über Grundlagen, Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens.  
Anschließend haben die Einwohner Gelegenheit, sich zu 
den Ausführungen zu äußern und sie mit den vom Rat zu 
bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem 
Bürgermeister zu erörtern. Eine Beschlussfassung findet 
nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis der Einwohner-
versammlung in seiner nächsten Sitzung oder aber spätes-
tens in seiner übernächsten Sitzung zu unterrichten. 
 
(5) Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsordnung 
obliegende Unterrichtungspflicht bleibt unberührt. 
 
§ 6 Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft 
mit anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden 
an den Rat zu wenden. Anregungen und Beschwerden 
müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgaben-
bereich der Stadt Lügde fallen. Innerhalb einer Woche 
nach Eingang erhält derjenige, der eine Anregung oder Be-
schwerde einreicht, eine Eingangsbestätigung 
 

 
(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufga-
benbereich der Stadt Lügde fallen, sind vom Bürger-
meister an die zuständige Stelle weiterzuleiten. Der An-
tragsteller ist hierüber zu unterrichten. 
 
(3) Eingaben von Bürgern, die weder An-regungen oder 
Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, 
Ansichten etc.), sind ohne Beratung vom Bürgermeister 
zurückzugeben. 
 
(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden 
im Sinne von Abs. 1 bestimmt der Rat den Hauptaus-
schuss. 
 
(5) Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwer-
den nach Abs. 4 zuständige Ausschuss hat diese inhaltlich 
zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur Entschei-
dung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Emp-
fehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle nicht gebunden ist. 
 
(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angele-
genheit, die den Gegenstand einer Anregung oder Be-
schwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO), 
bleibt unberührt. 
 
(7) Dem Antragsteller kann aufgegeben werden, Anregun-
gen oder Beschwerden in der für eine ordnungsgemäße 
Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Beratung 
kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen 
Unterlagen ausgesetzt werden. 
 
(8) Von der Prüfung von Anregungen und Beschwerden 
soll abgesehen werden, 

 
a) wenn sie sich gegen Verwaltungshandlungen richten, 
gegen welche Rechtsmittel oder Rechtsbehelfe einge-
legt werden können, 
 
b) wenn ihr Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 
 
c) wenn sie gegenüber bereits ge-prüften Anregungen 
und Beschwerden kein neues Sachvor-bringen enthal-
ten. 

 
(9) Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach 
Abs. 4 zuständigen Ausschusses durch den Bürgermeister 
zu unterrichten. 
 
§ 7  Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
 
(1) Der Rat der Stadt Lügde führt die Bezeichnung „Rat der 
Stadt Lügde“. 
 
(2) Die Mitglieder des Rates der Stadt führen die Bezeich-
nung „Ratsherr“. Weibliche Ratsmitglieder führen die Be-
zeichnung „Ratsfrau“. 
 
§ 8 Dringlichkeitsentscheidungen 
 
(1) Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses 
oder des Bürgermeisters - im Falle seiner Verhinderung 
des allgemeinen Vertreters - bedürfen der Schriftform. Das 
mit unterzeichnende Ratsmitglied darf nicht der Frakti-
on/Partei des Erstunterzeichnenden angehören. 
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§ 9 Ausschüsse 
 
(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in 
der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen Vor-
schriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet werden. 
Die Zahl der Ausschussmitglieder soll ungerade sein. 
 
(2) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine 
Richtlinien aufstellen. 
 
(3) Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten 
ihres Aufgabenbereiches die Entscheidungen dem Bür-
germeister zu übertragen. Der Rat kann sich für einen be-
stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die 
Entscheidung vorbehalten. 
 
(4) Der Hauptausschuss wird ermächtigt, über alle Angele-
genheiten zu entscheiden, soweit sie dem Rat nicht aus-
schließlich vorbehalten sind. 
 
(5) Ein Denkmalausschuss wird nicht gebildet. Die Aufga-
ben nach dem Denkmalschutzgesetz werden auf den Bau- 
und Planungsausschuss übertragen.  
 
(6) Die Vorsitzenden der Ausschüsse können vom Bürger-
meister jederzeit Auskunft über die Angelegenheiten ver-
langen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses gehö-
ren; sie haben insoweit zum Zwecke der Unterrichtung ih-
res Ausschusses auch das Recht auf Akteneinsicht. 
 
(7) Zusätzlich können für die Denkmalpflege und für den 
Denkmalschutz sachkundige Bürger und Beauftragte des 
Rates berufen werden. 
 
§ 10 Aufwandsentschädigung, Verdienstausfaller-
satz 
 
(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsent-
schädigung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages 
und ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung (EntschVO) für die Teilnahme an 
Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen. Die Anzahl der 
Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, 
wird auf 15 Sitzungen im Jahr beschränkt. 
 
(2) Sachkundige Bürger/innen erhalten für die im Rahmen 
der Mandatsausübung erforderliche Teilnahme an Aus-
schuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach 
Maßgabe der EntschVO. Dies gilt unabhängig vom Eintritt 
des Vertretungsfalls auch für die Teilnahme an Fraktions-
sitzungen als stellvertretendes Ausschussmitglied. Im Übri-
gen gilt Abs. 1 Satz 2. 
 
(3) Die Mitglieder des Rates und die sachkundigen Bürger 
erhalten auch Sitzungsgeld gemäß Abs. 1 und Abs. 2 für 
Sitzungen in Organen und Gremien von juristischen Perso-
nen und Vereinigungen des privaten und öffentlichen 
Rechts, in die sie durch Beschluss des Rates entsandt 
worden sind (z.B. Rat der Einrichtung von gemeindlichen 
und subventionierten Kindergärten, Forstbetriebsgemein-
schaft, Jagdgenossenschaften). 
 
 
 
 
 
 
 

 
Sie erhalten ferner Sitzungsgeld für die Teilnahme an Sit-
zungen der vom Rat oder einem seiner Ausschüsse zur 
Erledigung besonderer Angelegenheiten gebildeten Unter-
ausschüsse und Arbeitskreise und für die beauftragte Teil-
nahme an Sitzungen anderer kommunaler Vertretungskör-
perschaften und Ausschüsse, sofern von diesen Einrich-
tungen kein Sitzungsgeld /Aufwandsentschädigung gezahlt 
wird. 
 
(4) Bei einer Sitzungsdauer von über sechs Stunden wird 
ein weiteres Sitzungsgeld gewährt. Bei einer Teilnahme an 
mehreren Sitzungen an einem Tag sind nur 2 Sitzungsgel-
der zu zahlen. 
 
(5) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Er-
satz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Man-
datsausübung entsteht, soweit sie während der Arbeitszeit 
erforderlich ist. Der Anspruch besteht auch für maximal 8 
Arbeitstage je Wahlperiode im Falle der Teilnahme an 
kommunalpoli-tischen Bildungsveranstaltungen, die der 
Mandatsausübung förderlich sind.  
 
(6) Der Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäum-
ten Arbeitszeit berechnet, wobei die letzte angefangene 
Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt ab-
gegolten: 
 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Re-
gelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich keine fi-
nanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz 
wird auf 15,00 EUR festgesetzt. 
 
b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstun-
densatz übersteigende Verdienstausfall gegen entspre-
chenden Nachweis, z.B. durch Vorlage einer Bescheini-
gung des Arbeitgebers, ersetzt. 
 
c) Selbständige können eine besondere Verdienstausfall-
pauschale je Stunde erhalten, sofern sie einen den Regel-
satz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft machen. 
Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklä-
rung über die Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit 
der gemachten Angaben versichert wird. 
 
d) Personen, die einen Haushalt mit 

1. a) mindestens 2 Personen, von denen mindes-
tens eine ein Kind unter 14 Jahren oder eine 
anerkannt pflegebedürftige Person nach SGB 
XI ist, oder 
b) mindestens 3 Personen führen und  

2. nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche 
erwerbstätig sind, 

 
erhalten für die mandatsbedingte Abwesenheit vom Haus-
halt den Regelstundensatz. Statt des Regelstundensatzes 
werden auf Antrag die notwendigen Kosten für eine Vertre-
tung im Haushalt ersetzt.  
 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der 
Arbeitszeit aufgrund der mandatsbedingten Abwesenheit 
vom Haushalt notwendig werden, werden auf Antrag in 
Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreu-
ungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 14. 
Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besondere Um-
stände des Einzelfalls werden glaubhaft nach gewiesen. 
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f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Betrag 
von 20,00 EUR je Stunde überschreiten. 
 
§ 11 Genehmigung von Rechtsgeschäften § 41 I r) 
 
(1) Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der 
Ausschüsse sowie mit dem Bürgermeister und den leiten-
den Dienstkräften der Stadt bedürfen der Genehmigung 
des Rates. 
 
(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
 
a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife ab-
geschlossen werden, 
 
b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der 
Grundlage einer von der Stadt vorgenommenen Aus-
schreibung zugestimmt hat, 
 
c) Verträge, deren Abschluss ein einfaches Geschäft der 
laufenden Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO) darstellt. 
 
(3) Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind 
der Bürgermeister, sein allgemeiner Vertreter sowie die 
gem. § 68 (3) S. 1 GO mit der auftragsweisen Erledigung 
bestimmter Angelegenheiten betrauten Bediensteten. 
 
§ 12 Bürgermeister 
 
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen 
des Rates als auf den Bürgermeister übertragen, soweit 
nicht der Rat sich oder einem Aus-schuss für einen be-
stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die 
Entscheidung vorbehält. Nähere Einzelheiten sind in der 
Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Aus-schüsse 
festgelegt. 
 
(2) Der Bürgermeister wird ermächtigt  
 
a) Geldforderungen der Stadt Lügde bis zur Höhe von 1000 
EUR aus Billigkeitsgründen zu erlassen, 
 
b) Geldforderungen vorbehaltlich späterer Geltendma-
chung ohne Rücksicht auf die Höhe und Dauer niederzu-
schlagen. Beträge von mehr als 50.000 € sind dem Rat 
einmal jährlich zur Kenntnis zu geben. 
 
c) Geldforderungen ohne Rücksicht auf die Höhe bis zu 12 
Monaten zu stunden und Geldforderungen bis zu einer Hö-
he von 25.000 € über 12 Monate hinaus zu stunden, 
 
d) Klage vor Gericht zu erheben, sofern der Streitwert den 
Betrag von 25.000 € nicht übersteigt, 
 
e) gerichtliche o. außergerichtliche Vergleiche über Forde-
rungen bis zu 20.000 € abzuschließen, 
 
f) über Widersprüche gegen Verwaltungsakte in Selbstver-
waltungsangelegenheiten zu entscheiden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 13 Stellvertreter des Bürgermeisters, Fraktions-
vor-sitzende sowie deren Vertreter 
 
(1) Stellvertretende Bürgermeister nach § 67 Abs. 1 GO 
und Fraktionsvorsitzende, mit mind. 20 Mitgliedern auch 2 
stellvertretende Vorsitzende und mit mindestens 30 Mit-
gliedern auch 3 stellvertretende Vorsitzende- erhalten ne-
ben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 
45 zustehen, eine Aufwandsentschädigung nach Maßgabe 
der EntschVO. 
 
(2) Stellvertretende Fraktionsvorsitzende erhalten neben 
den Entschädigungen, die ihnen nach § 13 zustehen, eine 
monatliche Aufwandsentschädigung, soweit die Fraktion 
mindestens 10 Ratsmitglieder umfasst. 
 
§ 14 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen, die durch Rechtsvor-
schrift vorgeschrieben sind, werden – soweit nicht gesetz-
lich etwas anderes bestimmt ist – im „Kreisblatt – Amtsblatt 
des Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden“ – 
vollzogen. 
 
(2) Zeit und Ort der Ratssitzungen sowie die Tagesordnung 
werden durch Aushang an den Anschlagtafeln in den ein-
zelnen Ortschaften veröffentlicht. 
 
(3) Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs sind die 
in der Geschäftsordnung festgelegten Ladungsfristen zu 
beachten. Der erfolgte Aushang in den Anschlagtafeln ist 
zu bescheinigen. 
 
Die Anschlagtafeln befinden sich in den Ortschaften: 
 
a) Lügde: Rathaus 
b) Harzberg: Ortsmitte 
c) Elbrinxen: gegenüber der Zweigstelle Sparkasse 

Detmold 
d) Falkenhagen: Abzweigung Henkenbrinker Straße 
e) Hummersen: Weserberglandstraße / Ehrenmal 
f) Köterberg: Ortsmitte  
g) Niese: Parkplatz Ortsmitte 
h) Rischenau: Grünanlage neben dem Gebäude 
  Schmiedeberg 1 
i) Sabbenhausen:  Parkplatz vor dem Kindergarten 
j) Wörderfeld: zwischen den Gebäuden Wörderfeld 26  

und Wörderfeld 34. 
 
(4) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 
festgelegten Form in-folge höherer Gewalt oder sonstiger 
unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Be-
kanntmachung ersatzweise durch Aushang an der unter 
der vorstehenden Ziffer 3 a) genannten Anschlagtafel. Ist 
der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Be-
kanntmachung nach Abs. 1 unverzüglich nachgeholt. 
 
§ 15 Zuständigkeit für dienstrechtliche Entschei-
dungen 
 
Der Bürgermeister trifft die dienstrechtlichen und arbeits-
rechtlichen Entscheidungen, soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist. Entscheidungen, die das beamtenrechtli-
che Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines Be-
diensteten in Führungsposition zur Gemeinde ändern, trifft 
der Rat im Einvernehmen mit dem Bürgermeister, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
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Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die 
Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der ge-
setzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Erfolgt keine 
Entscheidung im Einvernehmen bzw. mit Zwei-Drittel-
Mehrheit der Ratsmitglieder, gilt Satz 1. 
 
Bedienstete in Führungspositionen sind Leiter von Organi-
sationseinheiten, die dem Hauptverwaltungsbeamten un-
mittelbar unterstellt sind (Fachbereichsleiter, Kämmerer). 
 
§ 16 Inkrafttreten 
 
Die Hauptsatzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die frühere Hauptsatzung 
vom 13. Dezember 1996 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hauptsatzung der Stadt Lügde vom 28. 
Mai 2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
 
Lügde, 28.05.2014 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
315 Haushaltssatzung der Stadt Schieder-

Schwalen-berg für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.11.1994 (GV NW S. 666 ff) in der zurzeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg mit 
Beschluss vom 20.05.2014 folgende Haushaltssatzung er-
lassen: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die zur 
Erfüllung der Aufgaben der Stadt Schieder-Schwa-lenberg 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Auf-
wendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leis-
tenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser-
mächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit  
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 15.863.550 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen 
auf 

 
17.809.550 € 

im Finanzplan mit  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 
auf 

 
 
14.679.650 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 
auf 

 
 
15.951.400 € 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 

 
1.433.000 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 

 
1.345.500 € 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 

 
1.500 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 

 
514.000 € 

festgesetzt. 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf 0 € festgesetzt. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 0 € festgesetzt. 
 

§ 4 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf 1.946.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
16.000.000 € festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 6 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind mit Hebe-
satzsatzung vom 08.12.2010 für das Haushaltsjahr 2014 
wie folgt festgesetzt worden: 
1. Grundsteuer  
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebe (Grundsteuer A) auf 
 
230 v.H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 
auf 

 
430 v.H. 

2. Gewerbesteuer 418 v.H. 
 

§ 7 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushalt-
sausgleich im Jahre 2021 wieder hergestellt. Die im Haus-
haltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaß-
nahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplans um-
zusetzen. 
 

§ 8 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen sind erheblich im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 20.000 € betragen. 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 
80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Ver-
waltungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 
22.05.2014 angezeigt worden. Die nach § 76 GO NRW er-
forderliche Genehmigung des Haushaltssicherungskonzep-
tes ist vom Landrat als untere staatliche Verwaltungsbe-
hörde in Detmold mit Verfügung vom 26.05.2014 erteilt 
worden. 
 
Der Haushaltsplan und das Haushaltssicherungskonzept 
liegen zur Einsichtnahme während der Öffnungszeiten der 
Verwaltung im Rat- und Bürgerhaus Schieder, Domäne 3, 
Zimmer 24 öffentlich aus und sind unter www.schieder-
schwalenberg.de verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 28.05.2014 
 
 
    Gert Klaus 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
 
 
 
316 Bekanntmachung des Ergebnisses der Rats-

wahl der Stadt Schieder-Schwalenberg am 
25.05.2014 
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Gemeinde Schlangen 
 
317 Bekanntmachung der Ergebnisse der Gemein-

dewahlen am 25. Mai 2014 in der Gemeinde 
Schlangen 

 
Nachdem der Wahlausschuss die Wahlergebnisse festge-
stellt hat, werden gemäß §§ 35 und 46 b des Kommunal-
wahlgesetzes (KWahlG) in Verbindung mit §§ 63 und 75 d 
der Kommunalwahlordnung (KWahlO) die Ergebnisse der 
Wahl des Rates bekannt gegeben. 
 
A. Wahl des Rates 
 
     I. In den Wahlbezirken wurden gewählt: 
 

Wahl- 
bezirk 

Familienname, Vorname, Anschrift 
Beruf 
 

Partei 

1 Walther, Heidemarie SPD 
 Am Schlehdorn 9, 33189 Schlangen  
 Kfm. Angestellte 

 
 

2 Kibgies, Bodo CDU 
 Kampstr. 18, 33189 Schlangen  
 Dipl. Betriebswirt 

 
 

3 Zans, Michael SPD 
 Sprottauer Str. 10, 33189 Schlangen  
 Sonderschullehrer NRW  

 
 

4 Richts, Michael SPD 
 Im Prachenfelde 27, 33189 Schlangen  
 Kfz.-Mechaniker 

 
 

5 Zans, Hannah SPD 
 Hermann-Krücke-Str.9,  33189 Schlan-

gen 
 

 Stadtinspektorin (Stadt Paderborn) 
 

 

6 Thöne, Gerhard SPD 
 Jahnstr. 14,  33189 Schlangen  
 Techn. Angestellter 

 
 

7 Flüter, Horst CDU 
 Ginsterweg 10, 33189 Schlangen  
 Techn. Angestellter i.R. 

 
 

8 Köster, Hermann CDU 
 Bruchstr. 46, 33189 Schlangen  
 Techn. Angestellter i.R. 

 
 

9 Grote, Marco SPD 
 Lerchensteg 2a, 33189 Schlangen  
 Beamter (Land NRW) 

 
 

10 Struck, Melanie SPD 
 Hornsche Str. 52, 33189 Schlangen  
 Stadtamtfrau (Stadt Paderborn) 

 
 

11 Kissner, Patrick SPD 
 Im Mühlengrund 6, 33189 Schlangen  
 Auszubildender 

 
 

12 Bruns, Barbara CDU 
 Cheruskerweg 14, 33189 Schlangen  

 
 Sparkassenfachwirtin 

 
 

13 Hoffmann, Ansgar CDU 
 Zur Kammersenne 6, 33189 Schlangen  
 Dipl. Designer 

 
 

 

 
II. Aus den Reservelisten wurden gewählt: 
 

Familienname. Vorname, Anschrift, Beruf Partei 
 

Steinmeier, Anke SPD 
Im Prachenfelde 14, 33189 Schlangen  
Kfm. Angestellte 
 

 

Burmester, Rüdiger SPD 
Lippspringer Str. 73, 33189 Schlangen  
Versicherungsfachwirt  
  
Warachewicz, Sandra SPD 
Schäfertrift 33, 33189 Schlangen  
Sekretärin  
  
Husberg, Dr. Walther CDU 
Im kleinen Bruch 2a, 33189 Schlangen  
Rechtsanwalt  
  
Richter, Reinhard CDU 
Meisenweg 8a, 33189 Schlangen  
Dipl. Ing. (FH)  
  
Beckmann, Christian CDU 
Memelweg 2 , 33189 Schlangen  
Dipl. Ing. Ver- und Entsorgungstechnik  
  
Kamp, Volker CDU 
Detmolder Str. 46, 33189 Schlangen  
Staatl. gepr. Informatiker  
  
Püster, Marcus CDU 
Knickweg 20, 33189 Schlangen  
Industriemechaniker  
  
Foerster, Marcus GRÜNE 
Danziger Weg 14a, 33189 Schlangen  
Industriekaufmann  
  
Ostmann, Sylvia GRÜNE 
Lindenstr. 34, 33189 Schlangen  
Landwirtin  
  
Breitkreutz, Gerhard GRÜNE 
Buchweizenweg 33, 33189 Schlangen  
Berufschullehrer (Land NRW)  
  
Gerdes, Ralph FDP 
Ortsmitte 23, 33189 Schlangen  
Unternehmer  
  
McMillan, Barbara  
Ortsmitte 16, 33189  Schlangen FDP 
Übersetzerin 
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Gemäß § 39 KWahlG können gegen die Gültigkeit der 
Wahl  
 
- jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
- die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Par-

teien und Wählergruppen, die an der Wahl teil- ge-
nommen haben, sowie  

- die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe der Wahler-
gebnisse, also bis zum  10. Juli 2014 einschließlich, Ein-
spruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gül-
tigkeit der Wahl gemäß § 40 Abs. 1 Buchstaben a bis c 
KWahlG für erforderlich halten. Der Einspruch ist bei dem 
Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich zur Nie-
derschrift zu erklären. 
 
Schlangen, den 02.06.2014 
 
Gemeinde Schlangen 
 
 
   Rayczik 
(Wahlleiter) 

Kr.Bl.Lippe 10.06.2014 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


